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BS-Beschluss öffentlich 

B727-40/14 

 öffentlich: Ja 

 Drucksachen-Nr.: 
Erfassungsdatum: 

05/1273 
26.02.2014 

 

Beschlussdatum: 
30.04.2014 

 Einbringer: 
Die Linke, Bündnis 90/ Die Grü-
nen, SPD 

 

Beratungsgegenstand: 

Verwaltung 2020: Informationen über Anpassungsprozesse in der Verwaltung  

 

Beratungsfolge 
Verhandelt - beschlossen 

am TOP Abst. ja nein enth. 

Finanz-, Wirtschafts- und 
Liegenschaftsausschuss 

07.04.2014 5.9  7 4 1 

Ausschuss für Gesundheit, 
Soziales und Jugend 

07.04.2014 6.6  6 0 4 

Ausschuss für Bauwesen 
und Umwelt 

08.04.2014 4.10  5 5 1 

Sportausschuss 08.04.2014   10 0 0 

Ausschuss für Bildung, 
Universität und Kultur 

09.04.2014 7.3 
zur Kenntnis ge-

nommen 
   

Hauptausschuss 14.04.2014 3.25     

Bürgerschaft 30.04.2014 6.19 
in geänderter 

Form 
20 14 einige 

 

 
 
 
         Egbert Liskow 
         Präsident 
 

Beschlusskontrolle: Termin: 

  

 

Haushaltsrechtliche Auswirkungen? Haushalt Haushaltsjahr 

Ja:               Nein: X   

 

Beschlussvorschlag 

 

Die Bürgerschaft der Universitäts- und Hansestadt Greifswald beauftragt den Ober-
bürgermeister bis spätestens 15. Oktober 2014 darzustellen, wie sich  - angesichts 
geänderter Rahmenbedingungen, wie der Kreisgebietsreform von 2011 sowie den 
beabsichtigten Veränderungen im Bereich der kommunalen Kitas - Anpassungspro-
zesse in der Verwaltung vollzogen haben bzw. wie diese sich vollziehen werden.  
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Besonderes Augenmerk soll in der Darstellung auf Aufgaben- und Stellenbeschrei-
bungen gelegt werden. Für das Sollkonzept soll ein mittelfristiger Zeitraum (5 Jahre) 
betrachtet werden.  
 

Sachdarstellung/ Begründung 

 

Seit dem In-Kraft-Treten der Kreisgebietsreform im Jahre 2011 haben sich der Auf-
gabenbereich und die Anzahl der Mitarbeiter/-innen in der Stadtverwaltung erheblich 
verändert. Die vorgesehene Ausgliederung der kommunalen Kita wird einen weiteren 
quantitativen Einschnitt für die Verwaltung darstellen. 

Wie der Oberbürgermeister mitteilte, hat die Verwaltung hinsichtlich der Veränderun-
gen durch die Kreisgebietsreform schon im Sinne einer Aufgabenkritik reagiert. Auf-
grund dessen sollte es rasch und unproblematisch möglich sein, den Bürgerschafts-
beschluss umzusetzen. 

Der Beschluss der Bürgerschaft hat zwei Dinge zum Ziel: 

1. Darstellung der bereits erfolgten Veränderungen innerhalb der Verwaltungsstruk-
tur: Der Oberbürgermeister möge darstellen, welche Veränderungen sich hinsichtlich 
der übernommenen Aufgaben bereits ergeben haben. Desweiteren soll dargestellt 
werden, in wie weit sich auch Geschäftsprozesse verändert haben. Abschließend soll 
aufgezeigt werden, wie sich diese Veränderungen auf den Stellenplan ausgewirkt 
haben.  

2. Auswirkungen der geänderten Rahmenbedingungen auf die zukünftige Verwal-
tungsstruktur: Vor dem Hintergrund der Ausgliederung der kommunalen Kitas aus 
dem Kernverwaltung soll aufgezeigt werden, wie sich im Bereich der mittelfristigen 
Planung diese weitere Reduzierung der Mitarbeiterzahl auswirken wird. Dabei inte-
ressieren besonders die Auswirkungen auf die mittel- und langfristige Personalpla-
nung.  

 
 


